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KiTa-Streik: Gebühren gibt es nicht zurück

Der Hessische Städtetag hat seinen 
Mitgliedern erneut empfohlen, die 
Rückerstattung von Kindergarten-
gebühren infolge Streiks der Erziehe-
rinnen und Erzieher in kommunalen 
Kindertageseinrichtungen abzuleh-
nen. Es gibt darauf grundsätzlich 
keine rechtlichen Ansprüche. Den 
Kommunen ist es aber im Rahmen 
ihrer kommunalen Selbstverwaltung 
unbenommen, andere Regelungen 
zu treffen. Sofern sie sich rechtlich 
nicht gebunden haben, gibt es dafür 
keine Gründe. 

Die Städte und Gemeinden sparen 
durch den Streik nichts. Dass die 
Kommunen von einem Streik profi-
tieren, ist eine falsche Mutmaßung. 
Der Betrieb von Kindertageseinrich-
tungen ist und bleibt ein defizitäres 
Zuschussgeschäft. Die laufenden 
Kosten einer Einrichtung laufen wei-
ter. Viele Erzieher in Hessen werden 
außertariflich bezahlt und erhalten 
Vergünstigungen, die weiter bei den 
Kommunen kostenmäßig zu Buche 
schlagen. Die Gebühren decken 
noch nicht einmal ¼ der tatsächli-
chen Kosten ab.

Der Streik in kommunalen Kinderta-
geseinrichtungen dauert an und in 
vielen Städten und Gemeinden regt 
sich Unmut bei den Eltern, die dazu 
übergehen, nun von den Städten 
und Gemeinden anteilsmäßig die-
jenigen Kindergartengebühren zu-
rückzufordern, für die sie scheinbar 
keine Leistung erhalten haben. Da 
die Gewerkschaften Musterschrei-
ben der Eltern an die Kommunen zur 
Rückerstattung verteilen, wächst 
auch die Zahl der Anträge.

Zwar sind die einzelnen Beträge zu-
nächst scheinbar gering. Sie sum-
mieren sich jedoch zu erheblichen 
Erstattungskosten, und ihre jewei-
lige Berechnung stellt einen unzu-
mutbaren erheblichen Verwaltungs-
aufwand dar, der die Allgemeinheit 
weiter finanziell belastet.

Die Frage, welche Rechtsfolgen ein 
Streik auf das Vertragsverhältnis 
des Arbeitgebers zu Dritten auslöst, 
ist aktuell entschieden worden. Ein 
Urteil aus dem Jahre 2010 bestätigt 
die Rechtsansicht des Hessischen 
Städtetages. Das Verwaltungsge-
richt Frankfurt am Main hat die Kla-
ge von Eltern zweier Kinder abge-
wiesen. Beide Kinder besuchen eine 
städtische Kindertagesstätte der 
beklagten Stadt, die durch den Ei-
genbetrieb der beklagten Stadt ver-
waltet wird. Auf Grund einer Satzung 
wurden die Eltern mit Bescheid, 
jeweils monatlich fällig für die Be-
treuung in der Kindertagesstätte, 
herangezogen. Für die Verköstigung 
beider Kinder wurde eine Verpfle-
gungspauschale erhoben. 

Das Verwaltungsgericht Frankfurt 
am Main hat entschieden, dass die 
beklagte Stadt nicht verpflichtet wer-
den könne, die anteiligen Gebühren 
und die Verpflegungspauschale für 
die angefallenen sieben Streiktage 
zurückzuerstatten. Die Stadt konnte 
sich zulässigerweise auf ihre Rege-
lungen in der Gebühren- und Ent-
geltsatzung berufen. Danach sind 
die monatlichen Betreuungs- und 
Verpflegungspauschalen auch bei 
vorübergehenden Ausfallzeiten im 
Betreuungsangebot, insbesondere 
während der Schließungszeiten und 

Fehlzeiten des Kindes zu entrichten. 
Zwar können die angefallenen Aus-
fallzeiten durch Arbeitskampfmaß-
nahmen wegen der Arbeitsnieder-
legung von Erziehern nicht einfach 
als „vorübergehende Ausfallzeit“ 
eingeordnet werden. Nach Ansicht 
des Gerichtes ist es auf der anderen 
Seite aber nicht unbillig, was ins-
besondere dadurch zum Ausdruck 
kommt, dass der Gesichtspunkt der 
„Ersparnis“ auf der anderen Seite ei-
ner Kostenbelastung der Beklagten 
entspricht. Angesichts der hohen 
Kosten für diese besondere Form 
der Daseinsfürsorge erscheint es 
nicht unverhältnismäßig. 

Die Kläger konnten sich auch nicht 
darauf berufen, dass andere Städte 
und Gemeinden in dieser  Frage sich 
zur Rückerstattung oder Nichterhe-
bung von Gebühren entschlossen 
haben. Die Städte und Gemeinden 
regeln die in ihren Bereich fallenden 
Angelegenheiten autonom. Hierzu 
gehört nach Ansicht des Gerichtes 
eindeutig die Gebühren- und Ent-
geltentrichtung für Kindertages-
betreuung. Weitere Informationen 
erhalten Sie auf der Homepage des 
Hessischen Städtetages.

Recht, Personal
und Ordnung
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Finanzen

Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs ab 2016: 
Das neue Gesetz ist schlechter als das alte

Der Hessische Landtag plant, das 
Gesetz zur Neuordnung der kommu-
nalen Finanzen noch vor der Som-
merpause zu verabschieden. Davor 
hört sein Haushaltsausschuss die 
kommunalen Spitzenverbände am 
17. Juni 2015 an. Der Hessische 
Städtetag hat seine schriftliche Stel-
lungnahme Anfang Juni übersandt. 
Sie enthält die Kernpositionen des 
Hessischen Städtetages. Diese fin-
den Sie nachstehend abgedruckt:

Überblick/Kernpositionen
Der jetzt nach Kabinettsdurch-
gang vorgelegte Regierungsent-
wurf1 E-FAG 2016 verschlechtert 
die Finanzverteilung zu Lasten der 
hessischen Kommunen gegen-
über dem bis Ende 2015 geltenden  
Recht des Finanzausgleichgeset-
zes 2015.2 Würde gar das FAG 2010 
im Jahre 2018 noch gelten, hätten 
Hessens Kommunen nach Berech-
nungen des Hessischen Städteta-
ges von da ab Jahr für Jahr bis zu 
einer Milliarde Euro mehr aus dem 
kommunalen Finanzausgleich zur 
Verfügung als nach dem Finanzaus-
gleichsgesetz 2016 auf dem Stand 
des Regierungsentwurfs.

Der Regierungsentwurf verteilt 
damit entgegen den staatsge-
richtlichen Vorgaben die Hessen 
zustehenden Ressourcen nicht 
symmetrisch gerecht zwischen 
Land und Kommunen. 

Im Gegenteil: Er schöpft den Kom-
munen eigentlich zustehende Zu-
wächse – auch solche an kommuna-
len Steuererträgen – regelmäßig zu 
zwei Dritteln zugunsten des Landes 
ab. 
Er nimmt den Kommunen Förder-
gelder ausgerechnet in den Fällen, 
in denen der Bund oder das Land 
selbst sie zur Entlastung der Kom-
munen vorgesehen hat.

Es ist sachgerecht, die kommuna-
le Finanzausstattung nach 2016 an 

dem Umfang der Finanzausgleichs-
masse vor dem Jahr 2011 zu mes-
sen. Denn dies zeigt deutlich, wie 
sehr das Land die Finanzverteilung 
binnen eines Jahrzehnts zu Lasten 
der Kommunen verschoben hat und 
noch verschieben will. 

Die Verschlechterung für die Kom-
munen insgesamt wird zu Beginn 
im Jahr 2016 nicht deutlich, weil in 
diesem Startjahr das alte Recht das 
neue Recht noch vielfach überla-
gert. Das Land darf laut Gesetz Zu-
wächse des Stabilitätsansatzes und 
Zuweisungen, die der Bund mit dem 
Zweck einer außerordentlichen Ent-
lastung der Kommunen leistet, erst 
ab dem Jahr 2017 abschöpfen.

Zudem hebt der so genannte „Über-
gangsfonds“ zunächst viele Nach-
teile aus den Regelparagrafen des 
E-FAG 2016 bei einzelnen Kommu-
nen auf. Bis zum Beleg des Gegen-
teils muss der Hessische Städtetag 
davon ausgehen, dass der Über-
gangsfonds ganz oder überwiegend 
aus kommunalen Mitteln finanziert 
wird, für die Kommunen in ihrer Ge-
samtheit also keine Erleichterung 
bringen wird.

Die Begründung für dieses Vorge-
hen beruht im Wesentlichen auf 
einer unzutreffenden Bedarfsbe-

rechnung: Der Regierungsentwurf 
rechnet den Bedarf der Kommu-
nen in unzulässiger Weise klein. 
Dies geschieht durch Reduktion 
der Pflichtausgaben mittels des fi-
nanzwissenschaftlich und juristisch 
völlig unzulänglichen so genannten 
Thüringer Korridormodells und die 
nicht nachvollziehbar gestaltete, auf 
„qualifizierter Schätzung“ beruhen-
den Aussonderung so genannter 
„freiwilliger Leistungen“.

Gleichzeitig rechnet die Regierung 
die kommunalen Erträge so an, dass 
sie sämtliche Einnahmen der Kom-
munen nahezu komplett verbraucht. 
Selbst der konjunkturbedingte Auf-
wuchs der kommunalen Anteile an 
Einkommen- und Umsatzsteuer, oft 
in Pressemeldungen des Finanz-
ministeriums als Verbesserung der 
kommunalen Finanzsituation her-
vorgehoben, wird ab 2016 zuerst 
den Landeshaushalt entlasten.

Unabhängig davon erwartet der 
Hessische Städtetag, dass die jähr-
lich wechselnden Bezugsjahre der 
Rechnungsstatistik Anlass bieten, 
die Wirkungen des Gesetzes ge-
meinsam Jahr für Jahr zu evaluieren 
und gemeinsam fachkundig zu Tage 
getretene Fehler zu korrigieren.
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Am 17. Juni hört der Haushaltsausschuss des Landtags auch den Hessischen Städtetag an

1 Drucksache 19/1853, künftig bezeichnet dieser Text den Entwurf für die Neuordnung ab 2016 als „E-FAG 2016“.
2  Künftig bezeichnet dieser Text das noch bis Ende 2015 anzuwendende Recht als „FAG 2015“.
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Hessischer Städtetag fordert konkrete 
Gesetzesänderungen zum Finanzausgleich

„Wir begnügen uns nicht mit allge-
meiner Kritik am Entwurf für ein neu-
es Finanzausgleichsgesetz in Hes-
sen,“ so der scheidende Vorsitzende 
des Finanzausschusses des Hessi-
schen Städtetages und Gastgeber 
Dr. Jürgen Barthel nach der Sitzung 
des Finanzausschusses seines Ver-
bandes in Kassel. „Wir wollen den 
Gesetzentwurf so ändern, dass das 
neue Recht nicht noch schlechter für 
die hessischen Kommunen wirkt als 
das alte Recht.“ 

Aus der Fülle von Änderungsvor-
schlägen für das neue Gesetz hebt 
Barthel nur die beiden wichtigsten 
Änderungen hervor. „Wir wollen 
zum einen, dass Zuweisungen des 
Bundes an die hessischen Kommu-
nen zu hundert Prozent in hessische 
Kassen fließen und danach auch 
nicht von den Zuweisungen des 
Landes im kommunalen Finanzaus-
gleich abgezogen werden.“ Nach 

Dr. Jürgen Barthel, scheidender Stadtkäm-

merer der Stadt Kassel und langjhriger Vor-

sitzender des Finanzausschusses

den bisherigen Vorstellungen des 
Finanzministers sollen anders als 
im derzeit anzuwendenden Recht 
solche Leistungen des Bundes zu 
Lasten der Finanzausgleichsmasse 
abgezogen werden, die eine außer-
ordentliche Entlastung der Kommu-
nen bezwecken.

Der zweite wichtige Änderungsvor-
schlag zum Gesetzentwurf bezieht 
sich auf die Zuwächse, die in der 
Zukunft zu erwarten sind. „Das Fi-
nanzministerium will uns zwei Drittel 
der Zuwächse der kommenden Jah-
re vorenthalten, nur ein Drittel bleibt 
uns,“ so kritisiert Dr. Barthel. Auch 
damit stünden Hessens Kommunen 
schlechter als bisher.

Der Hessische Städtetag hat noch 
zahlreiche weitere konkrete Ände-
rungsvorschläge, zum Beispiel zu 
Kreis- und Schulumlage. Der Finanz-
minister habe soeben Wünschen der 
hessischen Landkreise Rechnung 
getragen. Stadtkämmerer Dr. Bar-
thel: „Jetzt rechnen wir damit, dass 
er auch die Position der kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden im 
Verhältnis zu ihren Landkreisen ver-
bessert.“

 

Der Hessische Städtetag for-
dert den Landtag dringend auf, 
nicht den abwegigen Vorschlag 
zu übernehmen, den der Gesetz-
entwurf zum Finanzausgleichsge-
setz zur Anrechnung der Schul-
trägeraufgaben der Landkreise 
vorsieht. Der Gesetzentwurf geht 
davon aus, dass die Landkreise 
eine Schulumlage erheben dür-
fen, die sich an den Kosten ihres 
Haushalts, nicht an den durch 
Freiwilligkeit und Angemessen-
heitsprüfung gefilterten Kosten 
des Bedarfs nach Korridormodell 
orientiert. Die Landkreise sollen 
also gegenüber den Gemeinden 
ihre vollen, auch die vom Land 
als „unangemessen“ angesehe-
nen Kosten abrechnen dürfen. 
Damit könnten sie auch das von 

den kreisangehörigen Gemeinden 
verlangen, was ihnen als unan-
gemessene Pflichtausgabe oder 
nicht zu berücksichtigende frei-
willige Ausgabe bescheinigt wor-
den ist. 
Diese Position der Regierung ist 
nicht nachzuvollziehen: Die kreis-
angehörigen Gemeinden sollen 
für die unangemessenen pflich-
tigen Ausgaben der Landkreise 
einstehen müssen. Die Regie-
rung fügt hinzu: „Die Gemeinden 
sind daher künftig stärker gefor-
dert, bei der Wahrnehmung der 
Schulträgeraufgaben durch ihren 
Landkreis darauf zu achten, dass 
diese wirtschaftlich und sparsam 
erfolgt“. 
Das verblüfft: Die Landkreise ge-
ben nicht bedarfsgerechte Mittel 

aus, die Verantwortung und die 
Folgen sollen die umlagepflichti-
gen Gemeinden tragen. Die Ge-
meinden sollen für die Korridor-
verluste ihrer Landkreise haften. 
Das ist systemwidrig. Das Finanz-
ministerium hat auch in den Vor-
beratungen keinen Grund für die 
in diesem Punkt abwegige Rege-
lungsabsicht angegeben. 
Es ist zudem offensichtlich kein 
Scherz, dass die Regierungsbe-
gründung an dieser Stelle eine Art 
von Rechtsaufsicht der kreisan-
gehörigen Gemeinden über ihre 
Landkreise konstruiert. Das aller-
dings ist eine Aufforderung, die 
der Hessische Städtetag unbe-
schadet seiner Kritik im Übrigen 
gerne aufgreift.

Abwegig: Gemeinden haften für 
Korridorverluste der Landkreise! 
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Sitzen ist das neue Rauchen

Soziales 
und 
Integration

Während der steinzeitliche Mensch 
ein Jäger und Sammler war, ist der 
moderne zumeist ein Sitzer und 
Klicker. Gerade bei Bürotätigkeiten 
ist es schwierig, sich ausreichend 
zu bewegen. Medizinische Studien 
legen nun nahe, dass zu viel Sit-
zen nicht gesund ist. Wer sich we-
nig bewegt, steigert das Risiko von 
Krankheiten wie Diabetes mellitus 
Typ 2 und Herz-Kreislauf-Krankhei-
ten erheblich. In der Süddeutschen 
Zeitung hieß es sogar „Wer viel sitzt, 
stirbt früher und ist selbst daran 
schuld“ (SZ vom 15.11.2014).

Auf dieses Problem wies die Hes-
sische Arbeitsgemeinschaft für 
Gesundheitserziehung in ihrer 
diesjährigen Frühjahrstagung am 
27.5.2015 in Frankfurt im Haus am 
Dom hin. Die Teilnehmerschaft wid-
mete sich dabei der Frage, wie man 

mehr Bewegung in den Alltag inte-
grieren kann. Beispielsweise ist es 
denkbar, die Transportzeit aktiver 
zu nutzen – also einfach zu laufen 
oder mit dem Rad und nicht mit dem 
Auto zu fahren. Hierzu berichtete der 

Allgemeine deutsche Fahrradclub, 
wie er Firmen und Behörden dabei 
berät, fahrradfreunlicher zu handeln. 
Eine andere Möglichkeit bietet die 
betriebliche Gesundheitsvorsorge. 
Von dieser profitiert neben den Mit-
arbeiter/innen auch der Arbeitgeber. 

Schließlich sind auch die Kommu-
nen wichtige Akteure. Zum einen 
haben sie es in der Hand, durch 
eine geschickte Planung eine bewe-
gungsförderliche Stadt zu schaffen 
und vom Ideal der autogerechten 
Stadt der 60er Jahre abzurücken. 
Zum anderen kommt den Kommu-
nen eine zentrale Funktion zu, wenn 
es darum geht, die vielfältigen be-
stehenden Angebote so zu verknüp-
fen, dass auch sozial Benachteiligte 
sich bewegen können. Daher gilt: 
Viel Sitzen muss kein Schicksal sein!
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Mancher sitzt schon viel zu lange Zeit.

Mitglieder des Hessischen Städtetags e.V. 
erhalten SonderkonditionenSchlegel    Voelzke    Coseriu    Eicher

juris PraxisKommentar SGB XII

NEU: 2. Auflage
Buch! Online-Zugang! E-Book! Aktueller und flexibler kann man einen  
Kommentar nicht machen. Inklusive Asylbewerberleistungsgesetz! 
www.juris.de/sgbxii

SGB XII 210x148_4c 5.15.indd   1 21.05.15   15:13
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Jugendberufsagentur – Leuchtturm oder Luftschloss?

Am 22. April 2015 veranstalteten das 
Land Hessen, der Hessische Städte-
tag und der Hessische Landkreistag 
in Dietzenbach einen Fachtag unter 
dem Motto: „Jugendberufsagentur – 
Leuchtturm oder Luftschloss?“. 

Je schwieriger sich die persönli-
chen Lebensumstände gestalten, 
desto mehr Umwege sind oft nötig, 
um das Ziel, eine tragfähige berufli-
che Qualifikation mit der Option auf 
eine existenzsichernde Tätigkeit, zu 
erlangen. Um Jugendlichen pass-
genaue Hilfen anbieten zu können, 
arbeiten unterschiedliche Träger zu-
sammen. Je besser die Leistungen 
abgestimmt werden, desto eher ge-
lingt es, einen Weg in Ausbildung und 
Beruf zu finden. Die Vielfalt der dabei 
gewählten Ansätze ist immens. Die 
im Koalitionsvertrag des Bundes arti-
kulierte Jugendberufsagentur ist ein 
Konzept, das aber in standardisierter 
Form nicht umgesetzt werden sollte. 
Kooperationen, Organisationsstruk-
turen und Förderschwerpunkte müs-
sen sich an den regionalen Bedarfen 
ausrichten. Dabei ist die Ausgestal-
tung und Qualität der Kooperation 
zwischen Jobcenter, Arbeitsagentur, 
Jugendamt und freien Jugendhilfe-
trägern entscheidend für den Integ-
rationserfolg.

Der Fachtag bot den rund 140 Teil-
nehmern die Möglichkeit, sich über 
Kooperationsmöglichkeiten und -an-
gebote an den Schnittstellen der So-
zialgesetzbücher zu informieren. 

Den Schwerpunkt der Veranstaltung 
bildeten drei Fachforen. Im Forum I 
„(Um-)Wege in den Beruf – Wo liegt 
die Abkürzung? Leistungen vernet-
zen, Hilfen zusammenführen“, mode-
riert u. a. von Rena Wißmeier (HStT), 
wurde das Modell „Aufsuchende 
Jugendhelfer SGB II“ besprochen, 
in dem Jugendhilfe und Jobcenter 
intensiv zusammenarbeiten. Es be-
steht eine klare Aufgabendefinition 
zwischen Fallmanagement und Sozi-
alarbeit, die von den Mitarbeitern als 
entlastend empfunden wird. Es wur-

de auch die Frage aufgeworfen, an 
welcher Stelle der Auftrag des SGB 
II endet und inwieweit hier die Kom-
mune Ausfallbürge für Versäumnisse 
der Schule ist. 

Das Forum II unter Moderation von 
Dr. Christian Mittermüller (HMSI) 
befasste sich mit dem Thema „Ko-
operationsvereinbarung als Er-
folgsgarant? – Vereinbarungs- und 
Vernetzungskultur in Theorie und 
Praxis“. Den Impuls dazu lieferte 
Lutz Wende (University of Applied 
Sciences Frankfurt). Als Herausfor-
derungen wurden insbesondere die 
Unterschiede der beteiligten Akteure 
hinsichtlich ihrer Arbeitsprozesse, 
ihrer Planungs- und Finanzierungs-
abläufe, ihrer Personalausstattung 
sowie ihrer Werte und Ziele gesehen. 
Das Netzwerk der Jugendberufs-
agentur ist auf den benachteiligten 
Jugendlichen und seine konkreten 
Hilfebedarfe auszurichten. Entschei-
dende Erfolgsfaktoren für eine ge-
lingende Netzwerk-Arbeit sind eine 
klare Struktur, Verständigung über 
Ziele einer Anbindung an bestehen-
de Netzwerke, die Verlässlichkeit 
der beteiligten Akteure bei gleich-
zeitigem Verständnis für die unter-
schiedlichen Arbeitszusammen-
hänge sowie ein sichtbarer Nutzen 
für alle Beteiligten, der idealerweise 
über vorab definierte Meilensteine 
mit gemeinsamen Erfolgen konkre-
tisiert wird. In der Diskussion blieb 

strittig, ob und inwieweit die für die 
erfolgreiche Arbeit einer Jugendbe-
rufsagentur erforderliche lokale Ver-
antwortung mit den von der Rechts-
kreis-Systematik vorgegebenen und 
begrenzten Handlungsspielräumen 
in Einklang zu bringen ist.

Im dem von Michael Müller-Puhl-
mann (HMSI) moderierten Forum III 
„Passgenaue Maßnahmen gemein-
sam konzipieren und steuern“ kam 
die positive Erfahrung der Koopera-
tionsbereitschaft vor Ort zum Aus-
druck. Diese Kooperation bezüglich 
gemeinsamer Konzipierung und 
Steuerung von Maßnahmen gelingt 
am besten zwischen SGB II und 
SGB VIII. 

In der abschließenden Podiums-
diskussion zum Thema „Kompe-
tenzen und Verantwortung für den 
rechtskreisübergreifenden Verbund“ 
tauschten sich die Teilnehmer über 
verschiedene Wege der Vernetzung 
und Kooperation aus. 

Die Vorträge und Zusammenfassun-
gen sowie der Link zur Audiodoku-
mentation der Veranstaltung finden 
sich unter www.kjc-hessen.de.
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Hessischer Städtetag unterzeichnet Bündnis für Ausbildung

Der Geschäftsführende Direktor des 
Hessischen Städtetages, Stephan 
Gieseler, hat am 3. März 2015 das 
Bündnis für Ausbildung unterzeich-
net.

Eine Ausbildung ermöglicht jungen 
Menschen vielfältige Bildungschan-
cen und Zukunftsperspektiven und 
legt zugleich das Fundament für die 
Fachkräftesicherung. Ein Berufs-
abschluss ist eine zentrale Voraus-
setzung für ein selbstbestimmtes 
Leben, für soziale Teilhabe durch 
Integration in den Arbeitsmarkt und 
in die Gesellschaft. Vor dem Hinter-
grund der demographischen Ver-
änderung und aufgrund der gesell-
schaftspolitischen Verantwortung, 
niemanden zurückzulassen, ist es 
ein erklärtes Ziel aller an dem Bünd-
nis Ausbildung Hessen beteiligten 
Partner, dass alle jungen Menschen 
entsprechend ihren Neigungen, Fä-
higkeiten und Talenten ihren Weg in 
den Beruf finden sollen. Dazu sind 
alle vorhandenen Potenziale auf 
dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt 
zu heben und zu nutzen und gleich-
zeitig die Entwicklungschancen für 
leistungsstärkere junge Menschen 
mit dualer Ausbildung zu verbes-
sern.

Für die Gesamtheit aller jungen Men-
schen soll die berufliche Bildung at-
traktiver werden. Jugendliche sollen 
generell stärker zu einer beruflichen 
Ausbildung motiviert werden. Die 
Bündnispartner sind sich einig, dass 
die Übergänge in den Beruf in Hes-
sen weiter verbessert werden müs-
sen.

Die Berufsorientierung ermöglicht 
den Jugendlichen in den kreisfreien 
Städten und Landkreisen eine ziel-
gerichtete Weichenstellung für ihren 
weiteren Lebensweg. Genau hier 
setzt die Jugendberufshilfe gemein-
sam mit ihren Partnern bereits in der 
Schule an, indem sie den Jugendli-
chen mögliche Berufsperspektiven 
anhand ihrer Vorlieben, Fähigkeiten 

und Möglichkeiten aufzeigt. Dar-
über hinaus wird dieses Angebot 
auch durch die Schulsozialarbeit 
der kreisfreien Städte und Landkrei-
se und die Arbeit der Kommunalen 
Jobcenter für die jungen Menschen 
im Langzeitarbeitslosengeldbezug 
ergänzt. Beide Ansprechpartner 
ermöglichen es, auch schwer er-
reichbare Jugendliche noch zu er-
reichen, um mit ihnen eine geeignete 
individuelle Zukunftsperspektive zu 
finden.

Die Vertragspartner betrachten als 
zentrale Handlungsfelder erstens 
die Verbesserung der Abstimmung 
von Berufswunsch und regional vor-
handenen Ausbildungsangeboten 
durch die regionale Vermittlungsar-
beit. Zweitens ist die Berufsorien-
tierung weiter auszubauen. Drittens 
bedarf es einer neuen Struktur der 
Angebote des Übergangsbereichs.

Stephan Gieseler hebt die koordi-
nierende Rolle der Städte in regiona-
len Arbeitsmarktgesprächen hervor: 
„Die Vernetzung vor Ort ist wichtig, 
um Schnittstellen zu überwinden,  
abgestimmte Beratungsangebote 
vorzuhalten, neue Qualifizierungs-
instrumente zu entwickeln, Trans-
ferleistungen zu vermeiden und die 
Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Professionen zielgerichtet fortzu-
entwickeln.“

Vereinbarungspartner sind das 
Land Hessen, die kommunalen 
Spitzenverbände, die Regionaldi-
rektion Hessen der Bundesagentur 
für Arbeit, die Vereinigung hessi-
scher Unternehmerverbände, die 
hessischen Handwerks- sowie die 
Industrie- und Handelskammern, 
der Verband Freier Berufe Hessen 
und der Deutsche Gewerkschafts-
bund Hessen-Thüringen.

Die Bündnispartner verpflichten sich 
zu zahlreichen konkreten Maßnah-
men. Sie erstrecken sich unter ande-
rem auf die Stärkung des Stellenan-
gebots und der Ausbildungsqualität, 
auf Unterstützungsangebote wäh-
rend der Ausbildungszeit, auf Be-
rufs- und Studienorientierung in der 
Schule sowie auf die Nachqualifizie-
rung während des Berufslebens.

Das Bündnis Ausbildung Hessen 
hat eine Laufzeit bis 2019. Sofern 
es die Umstände erfordern, werden 
die Vereinbarungen des Bündnisses 
an die neuen Rahmenbedingungen 
angepasst. Die Umsetzung der ver-
einbarten Maßnahmen steht dabei 
grundsätzlich unter Haushaltsvor-
behalt.

Die Bündnispartner beraten einmal 
jährlich den Stand der Umsetzung 
des Bündnisses auf Leitungsebene.
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Anerkennung für das kommunale Ehrenamt

Die kommunale Selbstverwaltung 
wird in ihren wesentlichen Inhal-
ten durch das Ehrenamt bestimmt. 
Wenngleich nach außen stets der 
Bürgermeister die Stadt oder die 
Gemeinde vertritt, sind es doch 
die Stadtverordneten und die Ge-
meindevertreter, welche die für die 
Gebietskörperschaft wichtigsten 
Entscheidungen treffen. In Hessen 
besteht zudem noch die Besonder-
heit, dass auch die Aufgaben der 
laufenden Verwaltung durch ehren-
amtlich Tätige mitentschieden wer-
den. Der mehrheitlich ehrenamtlich 
aufgestellte Magistrat ist Dienstherr 
der Kommunalverwaltung. Nach 
dem Gedankengut des Freiherrn 
vom Stein sind es die Bürger selbst, 
welche die Geschicke der Stadt in 
den Händen halten.

Sich auf kommunaler Ebene für 
die Bürger einzusetzen ist kein Ge-
schäft, das mit täglicher Dankbarkeit 
verbunden ist. In Zeiten, in denen 
es nur wenige Kommunen gibt, die 
nicht dem Diktat des Sparens unter-
worfen sind, haben die Gemeinde-
vertretungen und die Verwaltungs-
spitzen selten die Gelegenheit, ihrer 
Bürgerschaft positive Nachrichten 
anzukündigen. Viel häufiger ist dem 
Bürger zu vermitteln, dass aus Grün-
den mangelnder Finanzkraft Leis-
tungen der Gemeinde oder Stadt 
nicht wie bisher üblich erbracht 
werden können. Diese Situation 
und auch der Umstand, dass politi-
scher Erfolg nicht vom Himmel fällt, 
sondern mit Fleiß, persönlichem 
Einsatz und individueller Kreativität 
hart zu erarbeiten ist, führen dazu, 
dass Gemeindevertreter, Stadtver-
ordnete und Stadträte nicht selten 
private Belange zurückstellen und 
ihren Familien viel Verständnis für 
die erforderliche Zeit, die das politi-
sche Ehrenamt in Anspruch nimmt, 
abverlangen. Diese Mühe wird nicht 
vergütet. Der Lohn des Einsatzes 
für die Kommune ist die persönliche 
Anerkennung dieses notwendigen 
Engagements durch den Bürger.

Als Hessischer Städtetag haben wir 
uns darüber Gedanken gemacht, ob 
der Einsatz der vielen ehrenamtli-
chen Politiker Hessens angemes-
sen gewürdigt wird und ob nicht 
vielleicht eine zusätzliche Anerken-
nung erfolgen sollte. Für unsere Idee 
eine Leistung zu kreieren, die den 
kommunalen Mandatsträgern zu 
Gute kommen soll, haben wir einen 
Partner gesucht und gefunden. Die 
Brass-Gruppe. Das Familienunter-
nehmen handelt seit über 80 Jahren 
erfolgreich mit Opel-Fahrzeugen. 
Mit 16 Autohäusern, rund tausend 
Mitarbeitern und mehr als 7.000 
jährlich verkauften Fahrzeugen ge-
hört es bundesweit zu den größten 
Händlern des hessischen Auto- 
bauers.

Mit den Sätzen „Anerkennung für 
das hessische Ehrenamt sollte mit 
einem hessischen Produkt erfolgen. 
So bleibt Hessen vorne!“, stieg der 
geschäftsführende Gesellschafter 
Ullrich Brass mit uns in die Verhand-
lung über besondere Konditionen 
für das Ehrenamt in Kommunalver-
waltungen ein. Ziel war ein Leasin-
gangebot exklusiv für die Mitglieder 
unseres Verbandes. Und das Ver-
handlungsergebnis kann sich sehen 
lassen: Für weniger als 200,- Euro 
monatlich Opel fahren. Alle zwei 
Jahre ein Neufahrzeug. Außer den 
Kosten der Überführung keine Son-

derzahlungen (siehe Angebot auf 
der rechten Seite). Und zusätzlich 
gilt das Angebot auch für alle Mitar-
beiter der in unserem Verband orga-
nisierten Mitglieder.

Doch nicht nur wirtschaftlich, son-
dern auch rechtlich und organisato-
risch hält das Angebot einer seriösen 
Prüfung stand. Die ehrenamtlich Tä-
tigen kommen über die Konditionen 
nicht in die Verlegenheit eines für sie 
unerlaubten Vorteils. Diese Gefahr 
wurde dadurch gebannt, dass das 
Angebot unabhängig davon gilt, ob 
in der Mitgliedskommune des Hes-
sischen Städtetags eine Niederlas-
sung der Brass-Gruppe vertreten 
ist oder nicht. Alle unsere Mitglieder 
erhalten über ein Rundschreiben 
Hinweise zur Ausgestaltung der Be-
dingungen einschließlich der steu-
errechtlichen Zusammenhänge. 
Der Erwerb des Fahrzeugs erfolgt 
unter Vorlage einer Konditionsbe-
rechtigung, welche von uns über 
Ihre Stadt ausgegeben wird, Teil des 
Rundschreibens.

Wir freuen uns, sofern wir Ihr Inter-
esse geweckt haben. Doch auch 
unabhängig davon, der Hessische 
Städtetag und die Brass-Gruppe 
sagen Danke für Ihr ehrenamtliches 
Engagement.
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AVG Joseph Brass GmbH & Co. KG
Hanauer Landstr. 263 – 265  
60314 Frankfurt

www.brass-gruppe.de

Ansprechpartner: 
Daniel Hartmann 
Telefon: 069-40 50 05-50
Fax: 069-40 50 05-68
E-Mail:  daniel.hartmann@brass-gruppe.de

EXKLUSIVE LEASINGANGEBOTE 
VON BRASS FÜR MITGLIEDER 
DES HESSISCHEN STÄDTETAGES

ASTRA ST EDITION DIESEL ASTRA ST EDITION

ADAM JAM MOKKA EDITION CORSA EDITION

INSIGNIA ST EDITION DIESEL

UVP1  24.795,– €
Laufzeit (10.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,774 %

UVP1  22.895,– €
Laufzeit (10.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,774 %

UVP1   14.500,– €
Laufzeit (10.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  1,124 %

UVP1   23.695,– €
Laufzeit (10.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  1,007 %

UVP1    15.105,– €
Laufzeit (10.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,973 %

UVP1   33.795,– €
Laufzeit (20.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,743 %

mit 1.6 l CDTi, 81 kW (110 PS), Kombi, 
Metallic, Einparkhilfe, 3. Kopfstütze, 
Sicherheitsnetz, Sicht-Paket, Radio-CD, 
ZV mit Funkfernbedienung, elektr. Fenster-
heber vorn und hinten, Geschwindig-
keitsregler, Bordcomputer, Lederlenkrad, 
Komfortsitze u.v.m.

mit 1.4 l Turbo, 88 kW (120 PS), Kombi, 
Metallic, Einparkhilfe, 3. Kopfstütze, 
Sicherheitsnetz, Sicht-Paket, Radio-CD, 
ZV mit Funkfernbedienung, elektr. Fenster-
heber vorn und hinten, Geschwindig-
keitsregler, Bordcomputer, Lederlenkrad, 
Komfortsitze u.v.m.

mit 1.4 l, 64 kW (87 PS), 3-trg., Metallic, 
Sonderfarbe Fire Red, Lenkrad- und Sitz-
heizung, Berg-Anfahr-Assistent, Radio-CD, 
Zentralverriegelung mit Funkfernbedie-
nung u.v.m.

mit 1.4 l Turbo, 103 kW (140 PS), 5-trg., 
Metallic, Einparkhilfe, Sicht-Paket, 
Klimaanlage, Radio CD600 Intelli-Link, 
Freisprech einrichtung mit Bluetooth-
Schnittstelle, LM-Räder 17“, Nebelschein-
werfer, Lederlenkrad, Fensterheber elektr. 
vorne und hinten u.v.m.

mit 1.4 l, 66 kW (90 PS), 5-trg., Metallic, 
Einparkhilfe, 3. Kopfstütze, Radio CD 3.0 
BT mit Bluetooth Freisprecheinrichtung, 
Sicht-Funktions ausstattung, Klimaanlage, 
Bordcomputer, ZV mit Funkfernbedienung 
u.v.m.

mit 2.0l CDTi 103KW (140 PS), Kombi, 
Metallic, Einparkhilfe, Sicherheitsnetz, 
Radio-CD, Navi 900 Intelli Link, ZV mit 
Funkfernbedienung, LED Tagfahrlicht, 
Parkbremse elektrisch, Geschwindig-
keitsregler, Bordcomputer, Lederlenkrad, 
Komfortsitze u.v.m.

192,– € 177,– €

170,– €241,– € 157,– €

249,– € Monatsrate Monatsrate

MonatsrateMonatsrate Monatsrate

Monatsrate

Alle €-Angaben sind Brutto-Preise inkl. Mehrwertsteuer. Auch andere Motorisierungen und Ausstattungen sind lieferbar. Irrtümer und Druckfehler vorbehalten. Abbildungen 
zeigen Sonderausstattungen. 1 UVP = Unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers. Liefernebenkosten 395,– € werden ges. berechnet. 2 Ein exklusives Angebot der ALD Lease 
Finanz GmbH, Nedderfeld 95, D-22529 Hamburg für Mitglieder des Hessischen Städtetages, deren kommunale Behörden, deren Mitarbeiter und ehrenamtlich Tätige. 

Kraftstoffverbrauch in l/100 km innerorts: 7,8 – 4,5  ·  außerorts: 5,3 – 3,5  ·  kombiniert: 6,2 – 3,7  ·  CO2-Emissionen in g/km kombiniert: 144 – 97  ·  Effi zienzklassen: C – A+

ASTRA ST EDITION DIESELINSIGNIA ST EDITION DIESEL
Anerkennung für das Ehrenamt erfolgreich verhandelt. Stephan Gieseler, Geschäftsführender 

Direktor des Hessischen Städtetags (l.) und Ullrich Brass, Geschäftsführender Gesellschafter 

der Brass-Gruppe
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Medieninitiative Schule@Zukunft wird fortgeführt

Zur Ausstattung der hessischen 
Schulen mit Informationstechnolo-
gie zur Stärkung der Medienkom-
petenz von Schülern und Lehrern 
wurde 2001 die gemeinsame Me-
dieninitiative „Schule@Zukunft“ der 
Schulträger und des Landes Hessen 
gestartet, die ihre Grundlage in der 
sog. Schwalbacher Erklärung fand. 
Damals – noch unter Beteiligung  
der hessischen Wirtschaft – be-
stand Konsens, dass nur im Zusam-
menwirken aller diese gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe gelingen kann. 
So konnten Streitigkeiten über die 
Zuordnung der IT-Medien als Lehr-
mittel (Schulträger) oder Lernmittel 
(Land) vermieden werden, weil die 
Grenze zwischen innerer und äuße-
rer Schulverwaltung hier fließend ist. 

An der Bildungsinfrastruktur in 
Schulen beteiligt sich das Land seit 
Jahren unverändert mit 2.750.000 
Euro. Die Schulträger verpflichten 
sich im Gegenzug, Finanzmittel in 

mindestens gleicher Höhe zur Ver-
fügung zu stellen. Tatsächlich schul-
tern die Schulträger mittlerweile 
mindestens das Vier- bis Fünffache. 
Zur Auszahlung der Komplementär-
mittel ist der Abschluss bilateraler 
Vereinbarungen erforderlich. 

Für die Jahre 2015 und 2016 liegen 
nun die Verträge zur Fortsetzung der 

Medieninitiative Schule@Zukunft vor 
und werden bis Mitte Juni vom Kul-
tusministerium zur Gegenzeichnung 
direkt an die Schulträger versandt. 
Mittelfristig ist die gemeinsame Fi-
nanzverantwortung für Ausstattung 
und Support zur Vermittlung von 
Medienkompetenz als Gemein-
schaftsaufgabe im Hessischen 
Schulgesetz zu verankern.
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Bildung, 
Kinder 
und Jugend

IT Medien – notwendige Arbeitsutensilien in Schule und Beruf

Tarifabschluss für die Beschäftigten des Landes Hessen

Im Anschluss an die Tarifeinigung 
der Länder am 28. März 2015, hat 
am 15. April 2015 auch das Land 
Hessen, das nicht Mitglied der Tarif-
gemeinschaft der Länder ist, einen 
Tarifabschluss erzielt. Die Tarifeini-
gung steht unter Erklärungsfrist bis 
zum 22. Mai 2015. Sie enthält folgen-
de Kernelemente:

Entgelte:
Lineare Entgelterhöhung
a) nach zwei Leermonaten ab  
 1. März 2015 um 2,0 Prozent und
b) ab 1. April 2016 um weitere  
 2,4 Prozent, mindestens aber  
 80 Euro für die Entgeltgruppen 1  
 bis 9.

Erhöhung der Ausbildungsentgelte
a) nach zwei Leermonaten ab  
 1.  März 2015 um einen Festbe- 

 trag‚ von 30 Euro und
b) ab 1. April 2016 um einen weite- 
 ren Festbetrag von 30 Euro.

Laufzeit 24 Monate bis zum 31. De-
zember 2016. 

Damit orientiert sich der Tarifab-
schluss an dem der Tarifgemein-
schaft der Länder. Die Entgeltsteige-
rung erfolgt jedoch zeitlich versetzt: 
In Hessen ist die Entgeltsteigerung 
im ersten Erhöhungsschritt um 0,1 
Prozent niedriger und im zweiten 
Erhöhungsschritt um 0,1 Prozent 
höher als bei der Tarifgemeinschaft 
der Länder, wobei der zweite Erhö-
hungsschritt einen Monat später er-
folgt. Auch ist der in Hessen verein-
barte Mindestbetrag 5 Euro höher; 
er gilt dafür aber nur für die Entgelt-
gruppen 1 bis 9. 

Zusatzversorgung:
Bei der Zusatzversorgung wird auf 
die Vereinbarung der Tarifgemein-
schaft der Länder Bezug genom-
men, die schrittweise eine höhere 
Eigenbeteiligung der Beschäftigten 
vorsieht. Im Einzelnen gilt:

Eigenbetrag aktuell VBL-West 
1,41 %
ab 1. Juli 2015 + 0,20 %
ab 1. Juli 2016 + 0,10 %
ab 1. Juli 2017 + 0,10 %

Der Tarifabschluss gilt für die rund 
45.000 Tarifbeschäftigen des Lan-
des Hessen. Auf die kommunalen 
Beschäftigten findet er keine An-
wendung.

Recht, 
Personal 
und 
Ordnung

12É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 5-6/2015

Beihilferecht Rheinland-Pfalz – Auch in Hessen?

Die von der Hessischen Landesre-
gierung Anfang des Jahres ange-
kündigte Reform der Hessischen 
Beihilfenverordnung verzögert sich. 
Es war zunächst beabsichtigt, dass 
zukünftig Aufwendungen für stati-
onäre Wahlleistungen nicht mehr 
beihilfefähig sein sollen. Die bislang 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 6b) HBeihVO ge-
währte Beihilfe für Wahlleistungen 
im Krankenhaus, also bei stationärer 
Unterbringung auf gesondert be-
rechnete wahlärztliche Leistungen 
(„Chefarztbehandlung“) und geson-
dert berechnete Unterkunft („Zwei-
bettzimmer“; 16 Euro Zuzahlung 
täglich) sollte aufgegeben werden.

Im Anhörungsverfahren haben wir 
uns gegen den Wegfall der statio-
nären Wahlleistungen ausgespro-
chen. Unsere Mitglieder haben uns 
signalisiert, dass sie die Attraktivität 
des Berufsbeamtentums, auch vor 
dem Hintergrund weiterer finanziel-
ler Einsparungen, in Gefahr sehen. 
Bereits jetzt stehe man in großer 
Konkurrenz nicht nur zu staatlichen 
Arbeitgebern, sondern vor allem 
auch zur Privatwirtschaft. Es sei zu 
erwarten, dass die demographische 
Entwicklung es für die Städte immer 
schwieriger werden lässt, qualifi-

ziertes Personal zu gewinnen und 
zu halten. Dies insbesondere auch 
vor dem Hintergrund, dass nicht ab-
sehbar sei, zu welchen Modalitäten 
die privaten Krankenversicherungen 
eine Anpassung der bestehenden 
Verträge anbieten würden.

Nunmehr haben wir aus dem Hes-
sischen Ministerium des Innern und 
für Sport das Signal erhalten, dass 
– statt des Wegfalls der stationären 
Wahlleistungen – das Modell aus 
Rheinland-Pfalz zum Tragen kom-
men soll:

In Rheinland-Pfalz haben die Beam-
tinnen und Beamten einen Anspruch 
auf stationäre Wahlleistungen, wenn 
sie innerhalb einer Ausschlussfrist 
erklären, dass sie für sich und ihre 

berücksichtigungsfähigen Angehö-
rigen Beihilfen für die Aufwendun-
gen stationärer Wahlleistungen in 
Anspruch nehmen möchten. Der 
Anspruch besteht gegen Zahlung 
eines bestimmten Beitrags – in 
Rheinland-Pfalz sind das 26 Euro 
pro Monat. Die Erklärung beinhaltet 
das Einverständnis, dass der Beitrag 
monatlich von den Bezügen einbe-
halten wird.

Eine Rechtsgrundlage für die Um-
setzung des Modells aus Rheinland-
Pfalz wurde durch das Gesetz zur 
Modernisierung des Dienstrechts 
der kommunalen Wahlbeamten vom 
28. März 2015 bereits geschaffen. In 
§ 80 Abs. 5 HBG heißt es nunmehr: 
„Die Landesregierung wird ermäch-
tigt durch Rechtsverordnung nähere 
Regelungen zu treffen, insbesonde-
re über … die Gewährung von Beihil-
fen für Wahlleistungen bei stationä-
rer Krankenhausbehandlung gegen 
Zahlung eines monatlichen Beitrags 
und einer zusätzlichen Eigenbeteili-
gung bei der Wahlleistung „geson-
dert berechnete Unterkunft“ …“.

Es ist vorgesehen, die neue Hessi-
sche Beihilfenverordnung Ende des 
Jahres in Kraft treten zu lassen. 
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 (1) Anspruch auf Beihilfen für  
 Aufwendungen für Wahlleis- 
 tungen nach § 24 Abs. 3 besteht  
 für beihilfeberechtigte Per- 
 sonen, die gegenüber der  
 Festsetzungsstelle innerhalb  
 der Ausschlussfristen nach  
 Satz 3 erklären, dass sie für sich  
 und ihre berücksichtigungsfä- 
 higen Angehörigen Beihilfen  
 für die Aufwendungen für Wahl- 
 leistungen ab Beginn der Aus- 
 schlussfrist in Anspruch neh- 
 men wollen. Die Ausschluss- 
 frist beginnt mit dem Tag

1. der Begründung oder Um- 
  wandlung des Beamtenver- 
  hältnisses,

2. der Entstehung des An- 
  spruchs auf Witwengeld,  
  Witwergeld oder Waisen- 
  geld oder

3. der Abordnung oder Ver- 
  setzung zu einem rhein- 
  land-pfälzischen Dienst- 
  herrn.

 Die Ausschlussfrist beträgt in  
 den Fällen des Satzes 2 Nr. 1  
 und 3 drei und in den Fällen des  
 Satzes 2 Nr. 2 sechs Monate;  

 die beihilfeberechtigten Perso- 
 nen sind auf die Ausschluss 
 fristen hinzuweisen. …
(2) Der Anspruch nach Absatz 1  
 besteht – auch bei teilzeitbe- 
 schäftigten beihilfeberechtig- 
 ten Personen – nur gegen Zah- 
 lung eines Betrages von 26,00  
 Euro monatlich. Die Erklärung  
 nach Absatz 1 Satz 1 beinhaltet  
 das Einverständnis, dass der  
 Betrag monatlich von den Be- 
 zügen einbehalten wird. …

Ein Blick über den Rhein – § 25 BVO Rheinland-Pfalz:
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Hessischer VGH – Kein Namenszusatz und Logo an Spielhallen 

Der Hessische Verwaltungsge-
richtshof (VGH) hat mit Beschluss 
vom 12.5.2015, Az. 8 B 718/14, die 
Beschwerde eines Spielhallenbe-
treibers gegen die Anordnung der 
Stadt Marburg, die Werbung an 
seinen Spielhallen zu entfernen, ab-
gewiesen. Er hat klargestellt, dass 
das Hessische Spielhallengesetz im 
Auftreten nach außen neben der Be-
zeichnung „Spielhalle“ (§ 2 Abs. 6) 
keine Beifügung eines Namenszu-
satzes oder Logos wie „Löwen-Lo-
go-Play“ zulässt, weil ein freundlich 
blickender, Sympathie ausströmen-
der Löwe einen besonders auffäl-
ligen, zusätzlichen Anreiz für den 
Spielbetrieb schafft (§ 2 Abs. 5). Der 
VGH führt aus:

„Die Beifügung eines Namenszusat-
zes ist nach der gesetzlichen Rege-
lung des § 2 Abs. 6 HSpielhG nicht 
vorgesehen. Nach dem Gesetzes-
wortlaut darf nur das Wort „Spiel-
halle“ verwendet werden. Soweit 
die Antragstellerin vorträgt, der Fir-
menname könne keine unzulässige 
Werbung sein, kann dem Argument 
in dieser allgemeinen Form nicht ge-
folgt werden. Zwar sollen nach den 
Vollzugshinweisen zum Hessischen 
Spielhallengesetz, Nr. 2.6.1 der 
Vollzugshinweise, Namenszusätze 
zulässig sein. Aber auch nach die-
ser norminterpretierenden Verwal-
tungsvorschrift, die die dem Wort-
laut nach in § 2 Abs. 6 S. 1 HSpielhG 

getroffene Regelung teleologisch 
reduziert, ist Voraussetzung, dass 
die Namenszusätze keinen zusätz-
lichen Spielanreiz setzen und nicht 
andere Bezeichnungen (wie z. B. 
Casino) beinhalten. Dies folgt … 
aus der Regelung des § 2 Abs. 5 
HSpielhG. Bei der von der Antrag-
stellerin verwendeten Beschriftung 
„Löwen — Logo — Play“ handelt 
es sich bereits nicht um den Namen 
des Unternehmens … 

Auch wird mit der Beschriftung ein 
zusätzlicher Spielanreiz gesetzt ... 
das verwendete Logo, ein freundlich 
blickender Löwe, strahlt Sympathie 
aus und füllt den Namen „Löwen-
Play“ mit positivem Inhalt. 

… Soweit die Antragstellerin vor-
trägt, die offensichtliche Ungleich-
behandlung zwischen privaten 
Spielhallen und staatlichen Spiel-
banken verstoße gegen Art. 3 GG, 
kann dem nicht gefolgt werden. Es 
fehlt bereits an einem im Wesent-
lichen gleich gelagerten Sachver-
halt. Spielbanken und Spielhallen 
unterliegen – ohne dass dies gegen 
höherrangiges Recht verstieße – un-
terschiedlichen gesetzlichen Re-
gelungen, dem Hessischen Spiel-
bankgesetz vom 15. November 
2007 (GVBI. I, S. 753) – HSpielbkG 
– zum einen und dem Hessischen 
Gesetz zur Neuregelung des Spiel-
hallenrechts vom 28. Juni 2012 zum 

anderen. Es liegt eine unterschiedli-
che Konzeption zugrunde, die Spiel-
bankstandorte sind in § 2 HSpielbkG 
auf vier Städte in Hessen festgelegt, 
wo jeweils eine Spielbank betrieben 
werden darf, und auch die ange-
botenen Spielmöglichkeiten unter-
scheiden sich.“

Das VG Gießen als Vorinstanz hatte 
in seinem Beschluss ausgeführt:
„Bei der Antragstellerin handelt es 
sich um eine Spielhallenbetreiberin, 
die bundesweit Spielhallen unterhält 
und durch ihren Namen und das ver-
wandte Logo als solche bekannt ist. 
Durch die auffällige Gestaltung ihrer 
Spielhallen mit den vielfach ange-
brachten Aufdrucken des Schrift-
zuges „…..-Play“ sowie ihrem Logo 
dem Löwenkopf lockt die Antrag-
stellerin nach allgemeiner Lebenser-
fahrung deshalb potentielle Kunden 
an. Für das Gericht ist es nahelie-
gend, dass Personen aufgrund die-
ser gut sichtbaren Außendarstellun-
gen dem Reiz verfallen, auch und 
gerade diese Spielhalle aufzusu-
chen. Zu diesem Zweck wird die ent-
sprechende äußere Gestaltung der 
Spielhallen von der Antragstellerin 
schließlich zielgerichtet eingesetzt. 

Zwar mag der Antragstellerin zuzu-
stimmen sein, dass pathologisches 
Spielverhalten unabhängig von 
zusätzlichen auffälligen Anreizen 
ausgelebt wird. … Für die übrigen 
potentiellen Kunden kann durch ein 
entsprechendes Verbot der äuße-
ren Gestaltung aber Suchtpräventi-
on betrieben werden. Insoweit liegt 
auch keine Bevormundung mün-
diger Bürger vor. Angesichts der 
Tatsache, dass Spielsucht in den 
überwiegenden Fällen nicht nur zu 
schwerwiegenden Folgen für den 
Betroffenen selbst, sondern auch 
für seine Familie und die mit den Fol-
gekosten belastete Gemeinschaft 
führt (vgl. BVerfG, U. v. 28.03.2006 
-1BvR1054/01-, BVerfGE 115, 276, 
305), ist dies eine für den Spielhal-
lenbetreiber hinzunehmende Be-
schränkung.“Suchtprävention durch Werbeverbot

SPIELHALLE
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Hessischer VGH – Kein Namenszusatz und Logo an Spielhallen Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier finden Sie eine Kurzübersicht 
über die nächsten Seminartermi-
ne des Hessischen Städtetages. 
Einzelheiten zu diesen und weiteren 
Veranstaltungen finden Sie im Inter-
net unter www.hess-staedtetag.de/
Fortbildung. 

Kommunikation im (Chef-)Sekre-
tariat und in der Sachbearbeitung 
– Stufe III
Dipl.-Päd. Sabine Keller-Kühn, Insti-
tut Dr. Müller
Termin: 8. bis 10. September 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 20. Juli 2015
Tagungsgebühr: € 470,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 251,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 105,- bei täglicher 
Anreise

Effizientes Führen in der Sand-
wich-Position
Dipl.-Betriebsw. Stephanie Schüt-
zen, geprüfte Mental-Trainerin
Termin: 14. bis 15. September 2015
Ort: Hotel Kress, Bad Soden-Sal-
münster
Anmeldeschluss: 5. August 2015
Tagungsgebühr: € 300,- für Mitglieder
Hotelkosten: € 165,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 84,- bei täglicher 
Anreise

Verständlich schreiben
Heike Krull, Training und Coaching
Termin: 24. bis 25. September 2015
Ort: Hotel Sonneck, Knüllwald-
Rengshausen
Anmeldeschluss: 20. August 2015
Tagungsgebühr: € 340,- für Mitglieder
Hotelkosten: € 164,50 bei Über-
nachtung vor Ort / € 87,- bei tägli-
cher Anreise
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Aus dem 
Städtetag

Wirtschaft
und 
Verkehr

„Ab in die Mitte! Die Innenstadtoffensive Hessen“ –  
die Gewinner 2015 

Am 22. April 2015 übergab Priska 
Hinz, die hessische Ministerin für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, die 
Urkunden und Geldpreise an die 
glücklichen Gewinner. Fünf Kom-
munen und neun private Initiativen 
teilen sich die Fördergelder in Höhe 
von insgesamt 160.100 Euro. Un-
ter anderem zählen dieses Jahr die 
Stadt Dietzenbach sowie die Stadt 
Kassel zu den glücklichen kommu-
nalen Preisträgern.
Die diesjährige Preisverleihung fand 
im Herzen der Mittelgebirgsregion 
Rhön, in Gersfeld (Rhön) statt. Bür-
germeister Steffen Korell begrüßte 
die Gäste, die zur Preisverleihung 
in die Stadthalle nach Gersfeld ge-
kommen waren. Gersfeld zählte im 
Jahr 2014 mit ihrem Projekt „Wir 
sind Gersfeld – Wir sind Wasserkup-
pe“ zu den Gewinnern des Wettbe-
werbs.   
Auch 2015 haben sich wieder zahl-
reiche Kommunen und private Initi-

ativen an dem Wettbewerb beteiligt. 
Der Hessische Städtetag ist von Be-
ginn an einer der Initiatoren von „Ab 
in die Mitte!“ und in der Jury vertre-
ten.

Kommunale Preisträger 2015 
Aus dem Bereich der kommunalen 
Preisträger überzeugten unter ande-
rem folgende Städte mit ihren Pro-
jekten: 

• Dietzenbach
„Grüne Sauce à la Dietzenbach 
– Dietzenbacher Begegnungen“ 
(15.300 Euro)

• Kassel
„Bunter Märchenherbst in Kassel“ 
(13.400 Euro).

Im Vordergrund des Dietzenbacher 
Projekts steht der Austausch zwi-
schen Bewohnern der Stadt mit und 
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ohne Migrationshintergrund. Zudem 
soll der Fokus dieses Jahr auf den 
neu hinzugekommenen Flüchtlingen 
liegen. Die Projekte fallen unter die 
Themen „Feste“, „Begegnungen“ 
und „Sport und Spiel“. Dabei soll die 
kulinarische und kulturelle Vielfalt 
der Bewohner gezeigt und das In-
teresse der Kinder an dem Angebot 
von Sportvereinen geweckt werden. 
Geplant sind beispielsweise ein Din-
ner der Kulturen mit gemeinsamem 
Kochen oder ein Nachbarschafts-
fest im Spessartviertel. Die Veran-
staltungen beginnen im Juni und 
enden im September, mit Ausnahme 
des kostenfreien „Open Sunday“, 
der den Kindern nach der Kick-Off-
Veranstaltung jeden Sonntag ein 
sinnvolles Freizeitangebot an den 
Wochenenden unterbreiten soll. 

Die Stadt Kassel verfolgt mit ihrem 
Projekt „Bunter Märchenherbst in 
Kassel“ das Ziel, den Erlebnischa-
rakter der Innenstadt durch beson-
dere Kulturformate weiter zu stär-
ken. Für Idee und Umsetzung des 
neuntägigen Programms kooperie-
ren Kaufleute der Innenstadt, Kultur-
akteure, das Citymanagement und 
das Kulturamt der Stadt Kassel. 
Als Hauptstadt der Deutschen 
Märchenstraße und zentraler Wir-
kungsstätte von Jacob und Wil-
helm Grimm sollen dabei auch das 
40-jährige Jubiläum der Deutschen 
Märchenstraße, die von Hanau nach 
Bremen verläuft, sowie die Eröff-
nung der GRIMMWELT in Kassel 
gefeiert werden. Das Programm des 

“bunten Märchenherbstes“ umfasst 
aber auch moderne Märchenkultur 
sowie interkulturelle Märchentraditi-
onen. Die Veranstaltungen beginnen 
am 11.9. und enden am 19.9.2015. 
Vorgesehen sind dabei unter ande-
rem ein Schüler-Wettbewerb, ein 
Flohmarkt, Ausstellungen und zahl-
reiche Märchenaufführungen an 
zum Teil außergewöhnlichen Plätzen 
in der Stadt und in Kaufhäusern. Die 
Themen Märchen und Kultur sollen 
dabei mit teils aktiver Beteiligung der 
Besucherinnen und Besucher erleb-
bar und sichtbar gemacht werden. 

Weitere Preisträger aus dem kom-
munalen Bereich sind Bad Cam-
berg, Friedberg sowie Homberg 
(Ohm).

Private Preisträger 2015
Aus dem Bereich der privaten Preis-
träger überzeugten unter anderem 
folgende Initiativen mit ihren Projek-
ten: 

• Frankfurt a. M./Markt im Hof 
Brückenviertel
„Food & Film-Fest – Brückenvier- 

 tel“ (15.000 Euro)
• Idstein/tArt-Orte

„tArt-Orte“ (2.300 Euro)
• Mittleres Edertal (Bad Wildun- 
 gen/Edertal/Fritzlar)/Altstadt- 
 verein Bad Wildungen

„Wohnen und Leben mittendrin“  
 (15.100 Euro)
• Schwalmstadt/Gewerbe- und 
 Tourismusverein Schwalm-
 stadt e. V.

„Schwalmstadt – Alles wird G.u.T.“  
 (15.900 Euro)
• Wiesbaden/Kubis e. V.

„Leben im Hotel Westend!“  
 (12.000 Euro)

Private Preisträger sind zudem Be-
bra/Stadtentwicklung Bebra GmbH, 
Rimbach/Demografie Rat sowie 
Schlüchtern/Wiener Masken – und 
Musiktheater/Das Kunterbunte Kin-
derzelt e. V.

Die Innenstadtinitiative
für jede Stadt
Mit den Fördergeldern können un-
terschiedlichste Konzepte geför-
dert werden, die eine nachhaltige 
Vitalisierung  und Attraktivitätsstei-
gerung von Innenstädten, Stadtteil- 
und Ortszentren zum Inhalt haben. 
Aufgrund dieser Vielfältigkeit bietet 
der Innenstadtwettbewerb sowohl 
kleineren und mittleren Städten als  
auch Großstädten mit vielen un-
terschiedlichen Stadtteilzentren 
die Chance, diese Zentren wieder 
stärker und dauerhafter als Ort des 
Handels, der Kultur, des Arbeitens, 
des Wohnens, der Freizeit und des 
gemeinsamen Miteinanders in den 
Fokus zu rücken. 
Auch für das Jahr 2016 wird der Lan-
deswettbewerb erneut ausgeschrie-
ben werden. Weitere Informationen 
zu „Ab in die Mitte! Die Innenstadt-
Offensive Hessen“ finden Sie im 
Internet unter www.abindiemitte-
hessen.de.

 ist eine Gemeinschaftsaktion 
des Hessischen Ministeriums für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, 
des Hessischen Städtetages, des 
Hessischen Städte- und Gemein-
debundes, der Arbeitsgemein-
schaft Hessischer Industrie- und 

Handelskammern, der Arbeitsge-
meinschaft der Hessischen Hand-
werkskammern, dem Handelsver-
band Hessen. e. V., der HA Hessen 
Agentur, der der HA Stadtent-
wicklungsgesellschaft GmbH und 
dem DEHOGA Hessen e. V. sowie 
der Fokus Development AG, der 

REWE Markt GmbH Region Mit-
te und der Binding Brauerei. Als 
Medienpartner unterstützen hr4, 
die Frankfurter Rundschau und 
die Hessisch-Niedersächsische 
Allgemeine die Kampagne.

„Ab in die Mitte! Die Innenstadt-Offensive Hessen“
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Gastbeitrag: ÖPNV-Finanzierung: Gute Nachrichten!
Dr. Dorothea Kalleicher, traffiQ Lokale Nahverkehrs-
gesellschaft Frankfurt am Main mbH

„Die Bundesregierung bekennt sich 
zu einem leistungsfähigen, umwelt-
verträglichen und wettbewerbsfä-
higen Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV)“, schreibt mir das 
Bundeskanzleramt am 30. April 
2015. Erste Schritte sind nach neu-
esten Informationen aus dem Bun-
desfinanzministerium (BMF) mit der 
Fortführung der   Infrastrukturförde-
rung durch das Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) auch 
über 2019 hinaus in Vorbereitung. 
Die ebenfalls investiv einzusetzen-
den Entflechtungsmittel sollen zu-
künftig wieder zweckgebunden für 
den ÖPNV verwendet werden. Gute 
Nachrichten, Danke dafür!

Dringender Handlungs- und Ent-
scheidungsbedarf besteht jedoch, 
um auch eine auskömmliche und 
langfristige Finanzierung der regi-
onalen und lokalen Verkehrsleis-
tungen aus öffentlichen Mitteln 
sicherzustellen. Die Revision des 
2014 ausgelaufenen Regionalisie-
rungsgesetzes (RegG) ist überfällig. 
Die Befristung des RegG diente u. a. 
dazu, die Angemessenheit der aus 
dem Mineralölsteueraufkommen 
(seit 2006: Energiesteuer) gedeckten 
Mittel sowie deren gerechte und zu-
künftig tragfähige Verteilung auf die 
Aufgabenträger zu prüfen. Die Län-
derverkehrsminister haben sowohl 
den erforderlichen Betrag an Regi-
onalisierungsmitteln von 8,5 Mrd.  
Euro für 2015 als auch dessen Dy-
namisierung und Verteilung im 
Oktober 2014 („Kieler Schlüssel“) 
erarbeitet. Der auf dieser Basis ent-
wickelte Vorschlag zur Revision des 
RegG ab 2015 ist mit einer Laufzeit 
bis 2030 im Bundesrat einstimmig 
angenommen worden. 

Im Januar 2015 hat der Bundestag 
einen Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Revision des RegG 
mit einem viel zu niedrigen Betrag 

von ca. 7,5 Mrd. Euro für 2015 ver-
abschiedet. Durch eine Paketlösung 
im Rahmen des Bund-Länder-Fi-
nanzausgleiches sollten die grund-
gesetzlichen Ansprüche der Aufga-
benträger (Art. 106 a GG) sowie die 
mit der Zustimmung zur Bahnreform 
ausgehandelte Zusage des Bundes 
zur Übernahme sämtlicher auf die 
Länder zukommenden finanziellen 
Lasten (Bundesrats-Drucksache 
130/93 Beschluss) entfallen. Diese 
für den ÖPNV nachteilige Absicht 
konnte durch die konsequente 
Ablehnung aller Bundesländer im 
Bundesrat am 27. März 2015 und 
die Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses dankenswerter Weise ver-
hindert werden.

Die Argumente für den Bundesrats-
vorschlag zur Revision des RegG 
sind sehr gut:
• Der ÖPNV wird als Teil der Da- 
 seinsvorsorge und kommunale  
 Pflichtaufgabe allseits anerkannt  
 und die Regionalisierung seit 1996  
 als Erfolgsgeschichte gelobt.
• Ein kontinuierlich steigendes  
 Energiesteueraufkommen sichert  

 die geforderte Höhe und Dynami- 
 sierung der Regionalisierungs- 
 mittel, d. h. die „schwarze Null“  
 des Haushaltsausgleiches wird  
 nicht tangiert. 
• Der ÖPNV trägt als wichtiger  
 Standortfaktor zu einer Stärkung  
 der Wirtschaftskraft und des  
 Steueraufkommens erheblich bei. 
• Das Grundgesetz sichert eine  
 eigengesetzliche Regelung der Fi- 
 nanzierung des ÖPNV zu und  
 nimmt den Betrag für den ÖPNV  
 an die Aufgabenträger explizit  
 aus der Bemessung der Finanz- 
 kraft aus (s. Art. 106 a Satz 3). Eine  
 Verquickung mit sonstigen Fi- 
 nanzausgleichsthemen ist somit  
 nicht sachgerecht. 
• Die Leistungs- und Finanzie- 
 rungsvereinbarungen (LuFV II)  
 des Bundes mit der DB AG ab  
 2015 setzen eine auskömmliche  
 Finanzierung der Bestellerent- 
 gelte für Verkehrsleistungen, ins- 
 besondere des Schienenperso- 
 nennahverkehrs, voraus.

Die kommunalen Aufgabenträger, 
die letztlich in der finanziellen Ver-
antwortung stehen und den Bür-
gerinnen und Bürgern mögliche 
Kürzungen im Verkehrsbereich vor 
Ort erläutern müssten, sollten jetzt 
über alle Länder- und Parteigrenzen 
hinweg auf die Entscheidungsträger 
von Bund und Ländern im Vermitt-
lungsausschuss und auf die Politik 
in diesem Sinne einwirken. Spitzen-
verbände, Kammern, Verkehrsver-
bünde und Verkehrsunternehmen 
ebenso wie die  Landesarbeitsge-
meinschaft ÖPNV in Hessen stehen 
hinter dem Bundesratsentwurf ab 
2015 und stärken ihnen den Rücken. 

Dieser interkommunale Zusammen-
halt ist eine gute Nachricht – auch für 
die Zukunft des ÖPNV!
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Dr. Dorothea Kalleicher ist Prokuristin bei 

traffiQ Lokale Nahverkehrsgesellschaft 

Frankfurt am Main mbH und bearbeitet die 

Themen Finanzen und Verbund
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

17.06.2015 Vollversammlung Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Fulda

24.06.2015 Ausschuss für Soziales und Integration 10:00 Hochheim

30.06.2015 AG Nord 09:30 Fritzlar

30.06.2015 AG Frauenbeauftragte 10:00 Fulda

02.07.2015 Präsidium 09:00 Fulda

16.07.2015 Betriebsausflug der Geschäftsstelle 08:00 Lauterbach

10.09.2015 Sportausschuss 10:00 Rödermark

10.09.2015 Finanzausschuss 10:00 Wetzlar

16.09.2015 AG Süd 09:30 Kronberg

16.09.2015 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Wiesbaden

17.09.2015 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Darmstadt

24.09.2015 Sonderausschuss Gesundheit 10:00 HdkS, Wiesbaden

28.09.2015 AG Mitte 10:30 Limburg

07.10.2015 AG Steuern 10:00 Wetzlar

14.10.2015 AG Soziales 10:00 Frankfurt

15.10.2015 AG Personal 10:00 Darmstadt
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Kommunen können Katzenschutzverordnungen erlassen

Die Landesregierung hat ihre 
Ermächtigung nach dem Tier-
schutzgesetz zum Erlass sog. Kat-
zenschutzverordnungen auf die 
kommunale Ebene delegiert. Die 
entsprechende Verordnung (Dele-
gationsverordnung) ist inzwischen 
in Kraft getreten. Damit können von 
nun an die Oberbürgermeister/-in-
nen der kreisfreien Städte und der 
Gemeindevorstand bzw. Magistrat 
in den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden entsprechende Re-
gelungen erlassen.

Einschätzung 
Hessischer Städtetag
Präsidium und Hauptausschuss des 
Hessischen Städtetages hatten sich 
gegenüber der Landesregierung ge-
gen die Ermächtigung ausgespro-
chen und das Land aufgefordert, 

eine landesweite Verordnung zu er-
lassen. Städte und Gemeinden be-
fürchten u. a. zusätzliche Kosten, 
die sie zur Bewältigung dieser tier-
schutzrechtlichen Aufgabe in den 
Haushalt einstellen müssten. Der 
Forderung nach einer landesweiten 
Verordnung ist das Land nicht nach-
gekommen. 

Regelungsgegenstand
In der Rechtsverordnung können 
konkrete Schutzgebiete und Maß-
nahmen zur Verminderung der 

Anzahl freilebender Katzen in den 
Schutzgebieten festgelegt werden. 
Es können Kennzeichnungs- und  
Registrierungspflichten vorge-
schrieben werden und unter be-
stimmten Voraussetzungen der 
unkontrollierte freie Auslauf fort-
pflanzungsfähiger Katzen verboten 
oder beschränkt werden. 

Umsetzungshinweise des Landes
Zu den Voraussetzungen für den Er-
lass einer Katzenschutzverordnung 
wird das Hessische Umweltminis-
terium Handlungsempfehlungen für 
die Kommunen erarbeiten.

Diese Handlungsempfehlungen lie-
gen aktuell noch nicht vor. 

Umwelt,
Bau und
Planung
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Hessens Städte für Gästeklo-Pflicht in Gaststätten

Der Bau- und Planungsausschuss 
des Hessischen Städtetages forder-
te in seiner Sitzung am 2. Juni 2015 
in Wiesbaden auf baurechtlicher 
oder gaststättenrechtlicher Basis 
eine unmissverständliche rechtliche 
Grundlage, um einen Mindeststan-
dard für Gästetoiletten sicherzustel-
len. Die Städte und Gemeinden be-
klagen schon lange, dass die durch 
Gaststättenbetriebe entstehenden 
Störungen zunehmen, die den Be-
hörden zur Verfügung stehenden 
Werkzeuge jedoch kontinuierlich 
abnehmen. Dementsprechend for-
dern die Städte nicht nur eine Toi-
lettenpflicht, sondern auch eine ent-
sprechende Eingriffsbefugnis.

Seit Inkrafttreten des Hessischen 
Gaststättengesetzes können Toilet-
tenanlagen im Gaststättengewerbe 
nicht mehr über das Gaststätten-
recht gefordert werden. Im Zuge 
von Deregulierungen sind Toiletten 
auch nicht mehr Gegenstand der 

baurechtlichen Beurteilung von 
Gaststätten, soweit diese eine rele-
vante Größenordnung (Versamm-
lungsstättenVO: Raum über 200 
Besucher) nicht übersteigen. Somit 
besteht derzeit keine gesetzliche 
Grundlage zur Forderung von Toi-
lettenanlagen in normalen Gaststät-
tenbetrieben gängiger Größenord-
nung. 

Der Bau- und Planungsausschuss 
beschäftigte sich darüber hinaus 
mit Bauwagensiedlungen, Flücht-
lingsunterkünften, dem Vollzug 
des Erneuerbare-Energien-Wär-
megesetzes, der Aufnahme von 
Ferienwohnungen in den Ausnah-
metatbeständen der Baunutzungs-
verordnung, der Einführung der 
Fehlbelegungsabgabe im Wohn-
raumförderrecht sowie mit Fragen 
des Denkmalschutzes.
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